
Sozialismus oder Barbarei. 

Krieg, Krisenregime und Linke

Dieses Papier ist als Thesenpapier für eine innerlinke Diskussion gedacht. Nicht nur den Titel verdankt es einer ebenso intensiven wie solidarischen Diskussion um das Thesenpapier der Initiativgruppe Sozialismus oder Barbarei
 sowie mit dem Genossen Karl Heinz Roth. 

A) Geopolitische Unwägbarkeiten

Es ist in der innerlinken Diskussion ein bisschen anrüchig geworden, über Geopolitik zu sprechen. Dies gilt spätestens seit dem Überfall Russlands auf die Ukraine, wo Verweise auf geopolitische Veränderungen und Interessen oftmals nicht nur zur Erklärung, sondern auch zur Rechtfertigung der russischen Politik herangezogen worden sind. Nichtsdestotrotz kann es sich die Linke in ihren analytischen und politischen Bemühungen nicht erlauben, die geopolitischen Machtverschiebungen zwischen den imperialistischen Staaten zu ignorieren.
Deshalb sind der Ausgangspunkt unserer Überlegungen ein paar Thesen zu den epochalen Veränderungen in der geopolitischen Weltlage. Dabei können wir uns auf so unterschiedliche Autor:innen wie Raul Cedillo, Michael Hardt und Sandro Mezzadra sowie die Initiativgruppe Sozialismus oder Barbarei (SoB) beziehen: 

· Sowohl die Phase der bipolaren Blockkonfrontation zwischen den USA und der Sowjetunion als auch die Phase der unangefochtenen politischen, ideologischen und ökonomischen globalen Dominanz der USA nach dem Ende der SU ist vorbei. Mit China ist ein neuer Akteur auf den Plan getreten, der mittlerweile sowohl politisch als auch ökonomisch neben den USA als die geopolitische imperialistische Großmacht angesehen werden kann. Ob und wie sehr sich hier eine neue bipolare Weltlage herausbildet, ist nicht wirklich abzusehen:

· Der politische „Westen“ unter Führung der USA ist nicht mehr so homogen, wie er mal war: So wie ursprünglich mal Japan wurde und wird inzwischen auch die EU von den USA zunehmend als ökonomische Konkurrenz wahrgenommen, gleichzeitig gibt es „die“ EU auf der politischen Ebene immer weniger. 

· In der Bundesrepublik wird „der Westen“ zwar politisch und ideologisch von den meisten Parteien beschworen, aber die Gesamtlage in der EU und der NATO ist in hohem Maße widersprüchlich. Innerhalb der EU ist die frühere politisch-ökonomische Dominanz Deutschlands, der Beneluxstaaten und Frankreichs längst nicht mehr so eindeutig. Die südosteuropäischen Beitrittsstaaten artikulieren zunehmend stärker ihre eigenen nationalen Interessen. Die NATO ist zwar in kurzer Zeit in Skandinavien ausgedehnt worden, und Polen, Finnland und die baltischen Länder sprechen sich vehement für eine Aufrüstung an den Grenzen aus. Gleichzeitig hat sich jedoch innerhalb des Bündnisses etwa die Türkei nicht auf eine eindeutig antirussische Haltung festlegen lassen, und innerhalb der EU gibt es mit Ungarn und der Slowakei auch starke prorussische Haltungen. Insgesamt erleben wir im Zuge des Ukrainekrieges eine territoriale Ausweitung der NATO, während zugleich die politischen und auch ökonomischen Interessengegensätze innerhalb des Bündnisses immer offensichtlicher werden. 

· Auch in Bezug auf China scheint uns die Haltung „des Westens“ keineswegs eindeutig zu sein. Während die USA inzwischen zur offenen politischen Feinderklärung Richtung China übergegangen sind, changieren die EU und Deutschland zwischen noch deklarierter Bündnistreue einerseits und eigenen ökonomischen Interessen andererseits.

· Neben den USA und China ist Russland die dritte imperialistische Großmacht. Doch schon zu Zeiten der Blockkonfrontation beruhte die Stärke der damaligen Sowjetunion vor allem auf ihrem Militär- und Abschreckungspotenzial. Das gilt für das jetzige Russland erst recht: Ökonomisch fungiert der russische Imperialismus im Kern als reiner Rohstofflieferant. Als nukleare Großmacht ist Russland hingegen immer noch in der Lage, mit einem nuklearen Overkill zu drohen. Die geringe ökonomische Stärke Russlands ist ein wichtiger Grund dafür, dass Russland seine eigenen geo- und machtpolitischen Interessen nur militärisch durchsetzen kann. 

· Gerade im Zusammenhang mit dem Krieg Russlands gegen die Ukraine und der uneindeutigen Gemengelage zwischen den USA, den EU-Staaten, Russland und China versuchen die nationalen Eliten/herrschenden Klassen in den so genannten BRICS-Staaten, eigene politische und ökonomische Nationalstaatsinteressen zu stärken. Diese sind für Staaten wie Brasilien, Indien, Südafrika oder Iran sicherlich extrem verschieden. Aber auch dort, wo manchmal geradezu zynisch antikoloniale Impulse instrumentalisiert werden, haben die nationalstaatlichen Interessen in den BRICS-Staaten per se erstmal nichts mit irgendeiner Form sozialer Emanzipation und Befreiung zu tun. Trotz der 2024 erfolgten Erweiterung des BRICS-Bündnisses bleibt dieses uneinheitlich und instabil. Das gilt erst recht vor dem Hintergrund, dass mit China und Russland zwei imperialistische Großmächte selbst Teil dieses Bündnisses sind. Während die Weiterentwicklung der innenpolitischen Konflikte in den BRICS-Staaten kaum zu prognostizieren ist, scheint uns das BRICS-Bündnis in erster Linie ein in sich in höchstem Maße widersprüchlicher Faktor zu sein, mit dem sich sehr unterschiedliche nationale politische und ökonomische Interessen innerhalb der globalen Hegemoniekämpfe zu positionieren versuchen.
Als Fazit ergibt sich das Bild einer in hohem Maße fragilen und widersprüchlichen geopolitischen Gesamtlage, in der bisherige Machtkonstellationen einerseits zerfallen bzw. sich neue Akteure herausbilden, und sich andererseits imperialistische Machtzentren neu- bzw. restrukturieren. Zu dieser Widersprüchlichkeit gehören auch die internationalen Renationalisierungstendenzen und die Aufweichung multilateraler Regulierungsformen. Die Risse etwa innerhalb der NATO und der EU sind Indizien dafür, dass in dieser Situation zunehmend nach nationalstaatlichen Logiken und Interessen gehandelt wird. Dass sich die USA in diesem Szenario vor allem auf den indopazifischen Raum fokussieren und dabei in Frontstellung zu China gehen, ist nicht neu und scheint uns sehr eindeutig zu sein. Und vor diesem Hintergrund interpretieren wir die Politik der BRICS-Staaten, der EU und auch Russlands als in sich widersprüchliche Positionssuche in dieser Dynamik. 

Gerade die Fragilität und Unberechenbarkeit potenziert die Kriegsgefahr, die in innerimperialistischen Auseinandersetzungen immer angelegt ist. Das nukleare Vernichtungspotenzial auf allen Seiten mag direkte Großkriege zwischen den imperialistischen Zentren noch verhindern. Aber zum einen kann jederzeit ein juckender Finger die Lunte an das globale Pulverfass legen. Zum anderen scheint es inzwischen möglich, sehr offen und klar über begrenzte Nuklearwaffeneinsätze nachzudenken (mal abgesehen davon, dass mit Uran angereicherte Munition spätestens seit dem Jugoslawienkrieg Realität ist). Und nicht zuletzt kann man die Schlachtfelder der Zukunft bereits jetzt beobachten: im Donbass, in Gaza, im Libanon und Syrien, aber auch im Sudan und Jemen oder den subsaharischen Hungerregionen der Welt. 

In der direkten kriegerischen Konfrontation unterschiedlicher kapitalistischer Nationalstaaten wird auf beiden Seiten für die geopolitische Positionierung und die nationalstaatlichen Interessen unterschiedlicher imperialistischer Akteure gestorben. Weder in der Ukraine noch in Gaza geht es um soziale Befreiung –  nicht bei Putin und nicht bei der Regierung in Kiev oder der EU, nicht bei der rechtsradikalen Regierung in Israel und auch nicht bei der reaktionär-islamistischen Hamas. Für Linke verbietet sich daher jegliche Parteinahme für irgendeine der involvierten Kriegsparteien oder für irgendein „nationales Interesse“. Das ist keine Position der Neutralität oder Äquidistanz sondern eine Position grundsätzlicher Kritik an kapitalistischer Klassenherrschaft. Eine linke Position zu diesen Konflikten kann nur eine des eindeutigen Antimilitarismus sein, eine Position, die sich konsequent gegen Kriegsbereitschaft und Kriegsfähigkeit einerseits richten und die andererseits jede Form der Kriegsdienstverweigerung, Desertion und Sabotage der Kriegsmaschinerie unterstützt.

B) Krisenregime 

Michael Hardt und Sandro Mezzadra.
 haben darauf aufmerksam gemacht, dass geopolitische Veränderungen, wie wir sie jetzt beobachten, von der Weltsystemtheorie als Übergangserscheinung von einer imperialistischen Dominanzmacht zu einer anderen interpretiert werden. Ihre Frage lautet dann: Was aber, wenn diese aktuelle Situation nicht die eines Übergangs ist, sondern ein auf Dauer gestelltes neues politisches Regime? In diesem Zusammenhang beziehen sie sich auf den Begriff des „Kriegsregimes“ von Raul Cedillo.
 Wir selbst haben i.d.R. von „Krisenregime“ oder „Regime des permanenten Ausnahmezustands“ gesprochen, und das trifft es u.E. auch genauer. Krieg, Kriegsfähigkeit und Kriegsbereitschaft sind unzweifelhaft zentrale Elemente im Krisenregime, aber eine Fokussierung darauf vergisst die Vielfalt der – teilweise miteinander verwobenen - Krisenerscheinungen – von der „Flüchtlingskrise“ 2015/2016 (Der Sommer der Migration war für Politik und Verwaltungen zumindest in Deutschland eine geradezu traumatische Krisenerfahrung) über die ökologische Krise, über Corona bis zum Krieg in der Ukraine und die aktuelle Wirtschaftskrise. Wir verwenden den Begriff des Krisenregimes auch deshalb, um die Verknüpfung zwischen ökonomischer, ökologischer und politischer Krise, Ausbeutung, Herrschaft und Militarisierung begrifflich im Blick zu behalten. 

Zumindest aus der deutschen Perspektive stellen sich die geopolitischen Unklarheiten und Ambiguitäten als globale politische Krise dar, in der auch die herrschende Klasse bzw. das politische Handeln des Staates in hohem Maße auf Sicht fährt. Ein unkalkulierbares Moment liegt dabei auch in der Verselbständigung des Militärischen bzw. militarisierter Logiken. Zunächst direkt mit dem Ukrainekrieg und nunmehr auch mit dem Krieg im Nahen Osten ist die Gefahr einer direkten kriegerischen Verwicklung wenn nicht real, so doch zumindest denkbar geworden. Und es ist mehr als eindeutig, wie stark beide Konflikte in Deutschland Teil der innenpolitischen Auseinandersetzung und der Freund-Feind-Formierung geworden ist. 

Ob die Gefahr einer nuklearen Eskalation tatsächlich besteht oder nicht: Krieg gehört ganz offensichtlich als Mittel der Politik und der imperialistischen Interessenwahrung wieder vollkommen und unverhohlen zum guten Ton. 
Die Konsequenzen dieses permanenten Ausnahmeregimes bzw. Krisenregimes haben Hardt/Mezzadra und auch Cedillo gut beschrieben:

· Eine erhebliche faktische und ideologische Stärkung der Exekutive gegenüber den anderen bürgerlichen Gewalten (Legislative und Justiz); das konnte man insbesondere in den Corona-Jahren gut sehen.

· Ein offenes Bekenntnis zu Kriegswilligkeit und Kriegsfähigkeit; das betrifft sowohl die materiellen Voraussetzungen zur Kriegsführung (etwa Aufrüstung) wie auch die ideologische Zurichtung der Gesellschaft (permanente Feinderklärungen, permanente Betonung von Verteidigungsnotwendigkeit und -bereitschaft, Integration militärischen Denkens und Handelns als Normalität - von Werbeplakaten für die Armee bis zu Zivilschutzübungen in Krankenhäusern und Schulen).

· Zunehmend repressive Durchsetzung von Staatsräson; das betrifft nicht nur die gesellschaftliche und politische Stigmatisierung und Ausgrenzung abweichender politischer Positionen, sondern inzwischen auch direkte Sanktionen (von Auftrittsverboten bis hin zu Berufsverboten) - etwa bei der Durchsetzung der politischen und ideologischen Rückendeckung für die Regierung in Israel oder jüngst bei der Ablehnung einer Anhängerin der Letzten Generation für den bayrischen Schuldienst.
· Wie in offenen Kriegssituationen produziert das permanente Krisenregime eine innergesellschaftliche Formierung und Polarisierung, in der emanzipatorische Positionen und Bewegungen marginalisiert werden. Neben einer zunehmend autoritären Staatsräson der „bürgerlichen Mitte“ einerseits und rechtspopulistischer/rechtsradikaler Mobilisierung andererseits bleibt kein Raum mehr. In der Konsequenz ist eine antiautoritäre politische Linke in Deutschland als gesellschaftliche Kraft inzwischen praktisch inexistent (das soll nicht heißen, dass dieser Zerfallsprozess allein ein Resultat staatlicher Repression ist). 

· Das Krisenregime produziert damit gleichzeitig die rechtsradikale Mobilisierung, gegen die sich die „demokratischen Parteien“ wehren (ohne tatsächlich inhaltlich gegen rechts zu mobilisieren; vielmehr werden wesentliche Elemente der rechten Mobilisierung aufgenommen). Ohne jede andere glaubwürdige (d.h. schnell und unmittelbar umsetzbare) emanzipatorische Alternative gibt es auf der Ebene der politischen Repräsentanz für immer mehr Menschen nur die Orientierung auf Autorität, Nationalismus und „Vor-Krisen-Normalität“ als erfolgversprechenden Ausweg aus dem permanenten Ausnahmezustand. 

C) Und die Klasse?
Sowohl geopolitische Veränderungen als auch Veränderungen des politischen Regimes fallen nicht vom Himmel, sondern müssen mit veränderten Bedingungen der Kapitalproduktion und -reproduktion und damit mit Veränderungen im unmittelbaren Ausbeutungsregime in Verbindung gebracht werden, also mit dem was die Operaist:innen Zusammensetzung der Klasse genannt haben. Die Initiativgruppe Sozialismus oder Barbarei bezieht sich in ihrem Papier zwar pauschal auf die Kämpfe sozialer Bewegungen, sagt aber ansonsten über die Zusammensetzung der Klasse – erst recht im globalen Kontext - nichts. Hier fehlt tatsächlich eine Analyse globaler Klassenbewegungen, wie sie etwa Beverly Silver für die kapitalistische Entwicklung seit dem 1. Weltkrieg vorgenommen hat. Eine solche Analyse können wir an dieser Stelle auch nicht vorlegen, aber ein paar Überlegungen wollen wir schon präsentieren. Dabei stellt sich auch die Frage nach der Verbindung von Klassenkämpfen und emanzipatorisch-demokratischen sowie antimilitaristischen Bewegungen. 

Zunächst und als erstes: Selbstverständlich sind weder im nationalen noch im internationalen Maßstab Klassenauseinandersetzungen stillgelegt, ganz im Gegenteil. Das gleiche gilt für soziale Bewegungen und Bewegungen des Sozialprotestes. Gleichzeitig verdichten sich diese Kämpfe nur selten zu gesellschaftsmächtigen Bewegungen. In aller Regel sind sie in hohem Maße volatil/schwankend, entzünden sich, um nach relativ kurzer Zeit wieder zu erstarren. Gleichzeitig bleiben sie i.d.R. im weitesten Sinne isoliert oder werden von den politischen Regulationsmechanismen eingehegt. Das gilt bereits für die Welle der Sozialproteste nach dem arabischen Frühling, die jeweils auf nationaler Ebene eingekreist und erstickt worden sind, und auch die Veränderungen im europäischen Grenzregime lassen sich als solche Einhegungspolitiken als Antwort auf die Massenmigration 2015 interpretieren. Die Klimaproteste der Vor-Corona-Zeit sind erst mal wieder abgeebbt und teilweise durch die Grünen und den allgemeinen New Green Deal absorbiert worden. Und auch die globale Welle von Streikbewegungen nach der Pandemie, die immerhin noch in der ersten Hälfte 2023 in der BRD mit Rufen vom „Streikfrühling“ und vom „Aufschwung der Gewerkschaften“ begleitet wurde, ist bereits ein Jahr später wieder abgeebbt. Während das globale Krisenregime selbst einen volatilen und fragmentierten Charakter hat, gilt das auch für die sozialen Bewegungen – eine, milde gesagt, erhebliche Herausforderung für die politische Linke, die zugleich aber andeutet, dass mit der aktuellen „Rechtswende“ nicht unbedingt das letzte Wort gesprochen ist. 

Ihre Volatilität und Isoliertheit ist auch ein wichtiger Punkt bei der Frage nach der emanzipatorischen Zielsetzung der Kämpfe. E.P. Thompson und andere haben in ihren Untersuchungen über die Entstehung der Arbeiter:innenklasse in England herausgearbeitet, wie trotz aller inneren Widersprüchlichkeit die Kämpfe lohnabhängiger Menschen im Verlauf von einhundert Jahren sowohl zu einem gemeinsamen Verständnis von Klasse und Klassenlage als auch zu einer von sozialistischer und kommunistischer Orientierung dominierten Ideologie geführt haben, in der die gesellschaftliche Machtfrage gesellt wird. Heute scheinen die Lern- und Erfahrungsprozesse, die die Klasse und die sozialen Bewegungen in ihren jeweils nationalen Ausprägungen machen, nicht mehr in demselben Maße zur Formierung eines gemeinsamen Klassenbewusstseins zu führen, und bisherige Gleichheits- und Gerechtigkeitsvorstellungen scheinen einerseits nach innen immer weniger Bindungskraft zu haben  und andererseits keine Orientierung mehr zu bieten für gesellschaftliche Zustände jenseits des kapitalistischen Elends. National wie international sind Proletariat und soziale Bewegungen aktuell dermaßen zersetzt, zersplittert und zerklüftet, dass ihre realen Kämpfe sich weder organisatorisch, noch als kollektivierte Lernerfahrung, noch als gesellschaftliche Macht niederschlagen. Vielleicht sind wir in einer Phase, in der im Thompson'schen Sinne die Arbeiter:innenklasse neu entstehen muss. Dabei muss man vielleicht den alten Ideologien nicht nachtrauern, denn auch sie haben in ihren realen Ausprägungen die in ihnen enthaltenen Befreiungsversprechen nicht einhalten können. Es spricht aus unserer Sicht einiges dafür, dass sich Kommunismus und wirkliche Befreiung in den realen Kämpfen neu entwickeln müssen. Dabei deutet gerade das Eruptive der realen Klassenbewegungen und sozialen Bewegungen an, wie für uns unerwartet und schnell sich soziale Prozesse manchmal entwickeln können.

Der Kapitalismus hat keine intrinsische Vernunft. Das Akkumuliert! Akkumuliert! geht nicht nur über Leichen, sondern macht aus sich heraus auch vor der Vernichtung des Planeten nicht halt. Die einzige intrinsische Grenze des Kapitals als gesellschaftliches Verhältnis ist, dass diejenigen, die vom Verkauf ihrer Arbeitskraft leben müssen, nicht mehr variables Kapital sein wollen. Das ist der tiefere Sinn von Sozialismus oder Barbarei! Aber das ist eine Hoffnung und im besten Fall eine politische Orientierung. Sie ist weder Gewissheit noch historische Entwicklungstendenz.
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